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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Rahmen für Künstliche Intelligenz in der EU einstimmig gebilligt 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben im Ausschuss der Ständigen 
Vertreter (AStV) die Verordnung zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für 
Künstliche Intelligenz einstimmig gebilligt. Mit der KI-Verordnung setzt die EU den 
Rahmen für den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in Europa. 

Die KI-Verordnung zielt darauf ab, Innovationen zu fördern, gleichzeitig das 
Vertrauen in KI zu stärken und sicherzustellen, dass diese Technologie in einer 
Weise genutzt wird, die die Grundrechte und die Sicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger der EU respektiert. Auch für kleine und mittlere Unternehmen wird 
Transparenz die Anwendung von KI erleichtern. Insgesamt werden die Interessen 
und Bedürfnisse von KMU und Start-ups verstärkt berücksichtigt 

Folgende Regelungen wurden beschlossen: 

• Klarstellung, dass es sich bei der KI-Verordnung um 
eine Produktregulierung handelt, die sich nicht auf 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten bezieht. 

• Social Scoring mithilfe KI und Emotionserkennung am 
Arbeitsplatz wird es in Europa nicht geben. 

• Risikobasierter Ansatz der KI-Verordnung: Je höher das 
Risiko, desto strenger die Pflichten. 

• Besondere Vorschriften für generative KI, namentlich 
sogenannte KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck, u. 
a. die Inhalte wie Texte und Bilder generieren. 

• Verhaltenskodizes, die zusammen mit Modellanbietern und 
Stakeholdern erarbeitet werden. 

• Während die Regelungen des europäischen 
Urheberrechts uneingeschränkt gelten, soll durch 
angemessene und erfüllbare Transparenzvorgaben den 
Rechtsinhabern die Durchsetzung ihrer Rechte erleichtert 
werden. 

Ausblick: 

Vor Inkrafttreten der KI-Verordnung müssen noch das Europäische Parlament 
und eine Ratsformation formell zustimmen. Die Verordnung tritt am 20. Tag nach 
Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft und findet grundsätzlich 24 Monate 
später Anwendung. Einige Vorschriften sind aber bereits früher anwendbar: So 
greifen die Verbote bereits nach sechs Monaten, die Vorschriften zu KI-Modellen 
mit allgemeinem Verwendungszweck gelten nach 12 Monaten. 

Fundstelle 

Bundesministerium der Justiz, Pressemitteilung vom 2. Februar 2024.   

https://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/0202_KI-VO.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 8. Februar 2024 

 
 
Ist unter Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens, in denen 
eine deutsche Steuerpflichtige (Entwicklerin) vor dem 01.01.2015 
eine Dienstleistung auf elektronischem Weg an im 
Gemeinschaftsgebiet ansässige Nichtsteuerpflichtige (Endkunden) 
über einen Appstore einer irischen Steuerpflichtigen erbracht hat, 
Art. 28 der MwStSystRL anzuwenden mit der Folge, dass die 
irische Steuerpflichtige so behandelt wird, als ob sie diese 
Dienstleistungen von der Entwicklerin erhalten und an die 
Endkunden erbracht hätte, weil der Appstore erst in den ‑den 
Endkunden erteilten‑ Bestellbestätigungen die Entwicklerin als 
Leistende genannt und deutsche Umsatzsteuer ausgewiesen hat? 
 
Zum Urteil 
 
 
 
§ 1 Abs. 3 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes ist nicht 
einschränkend dahingehend auszulegen, dass nur solche 
inländischen Einkünfte als nicht der deutschen Einkommensteuer 
unterliegende Einkünfte gelten, bei denen das deutsche 
Besteuerungsrecht nach konkreter Berechnung im Einzelfall der 
Höhe nach beschränkt wurde. Vielmehr bezieht sich die Regelung 
auf eine abstrakte Beschränkung des deutschen 
Besteuerungsrechts aufgrund der Regelungen eines Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung; dem steht bei einem 
Wohnsitz des Einkünftebeziehers in einem Staat des EWR (hier: 
Norwegen) ein Diskriminierungsschutz aus den Grundsätzen 
sogenannten Freizügigkeitsrichtlinie nicht entgegen. 
Zum Urteil 
 
 
Die beim Leasing-Restwertmodell von einem Kraftfahrzeug-
Händler an einen Automobilproduzenten zur Übernahme des 
Restwertrisikos (Restwertabsicherung) zu leistenden 
"Beteiligungsbeträge" sind im Zeitpunkt der Zusage der 
Restwertabsicherung nicht als Verbindlichkeit zu passivieren. Der 
Bildung einer Verbindlichkeitsrückstellung in Höhe der beim 
Fahrzeugrückerwerb zu leistenden "Beteiligungsbeträge" steht der 
Grundsatz der (Nicht-)Bilanzierung schwebender Geschäfte 
entgegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

EuGH-Vorlage XI R 
10/20: EuGH-Vorlage 
zur Besteuerung von 
Umsätzen, die über 
einen Appstore 
ausgeführt werden 
(Rechtslage bis zum 
31.12.2014) 
 
 
 
23. August 2023 
 

Urteil I R 37/20: Fiktive 
unbeschränkte 
Steuerpflicht bei 
Bezug einer 
Sozialversicherungs-
rente und Wohnsitz in 
Norwegen 
 
 
 
 
11. Oktober 2023 
 

 

 
Urteil XI R 20/20: Zur 
(steuer-)bilanziellen 
Behandlung eines 
"Beteiligungsbetrags" 
des Kfz-Händlers zur 
Absicherung des 
Restwertrisikos durch 
den Hersteller im 
Rahmen des Leasing-
Restwertmodells 
 
13. September 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410011/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450017/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410012/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Tonnagebesteuerung – Vorlage an das BVerfG zur Frage der 
Verfassungsmäßigkeit der rückwirkenden Besteuerung bei unentgeltlicher 
Rechtsnachfolge 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die 
Frage vorgelegt, ob § 52 Abs. 10 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot (Art. 20 Abs. 3 des 
Grundgesetzes –GG–) verstößt, soweit diese Vorschrift die rückwirkende 
Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 und 6 EStG für Wirtschaftsjahre anordnet, die 
nach dem 31.12.1998 beginnen. 
Hintergrund 
Der Streitfall betrifft einen Fall der sog. Besteuerung nach der Tonnage. Dabei 
handelt es sich um eine besondere Art der Gewinnermittlung, die nur für den 
Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr vorgesehen ist. Die 
Folgen des Übergangs von der Gewinnermittlung durch 
Betriebsvermögensvergleich zur Gewinnermittlung nach der Tonnage sind 
insbesondere in § 5a Abs. 4 EStG geregelt. Mit dieser Regelung hat sich der 
Gesetzgeber beim Übergang zur Gewinnermittlung nach der Tonnage gegen eine 
sofortige Besteuerung der stillen Reserven und für deren aufgeschobene 
Besteuerung entschieden. Hierfür werden die bis zum Wechsel der 
Gewinnermittlungsart entstandenen stillen Reserven in einem sog. 
Unterschiedsbetrag gesellschafterbezogen festgestellt und später –bei Vorliegen 
eines sog. Hinzurechnungstatbestands wie z.B. dem Ausscheiden des 
Gesellschafters oder der Veräußerung des Seeschiffs– der Besteuerung 
unterworfen. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte die Klägerin ihren Kommanditanteil an einer 
Schifffahrtsgesellschaft, die den Gewinn nach der Tonnage ermittelte, von ihren 
Eltern geschenkt erhalten, die damit aus der Gesellschaft ausschieden. Der 
festgestellte Unterschiedsbetrag wurde jedoch, der damals geltenden 
Verwaltungsmeinung entsprechend, nicht anlässlich des Ausscheidens der Eltern 
gewinnerhöhend bei diesen erfasst, sondern seither bei der Klägerin fortgeführt. 
Im Jahr 2013 (Streitjahr) veräußerte die Schifffahrtsgesellschaft ihr Seeschiff. 
Das Finanzamt war der Auffassung, dass infolge dieses Vorgangs der 
Unterschiedsbetrag bei der Klägerin gewinnerhöhend aufzulösen sei. Denn der 
Gesetzgeber habe § 5a Abs. 4 EStG durch das 
Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz vom 02.06.2021 
(AbzStEntModG) mit rückwirkender Geltung (vgl. § 52 Abs. 10 Satz 4 EStG i.d.F. 
des AbzStEntModG) u.a. dahin ergänzt, dass der Unterschiedsbetrag im Fall der 
unentgeltlichen Übertragung des Mitunternehmeranteils auf den Rechtsnachfolger 
übergehe. Damit sei der zwischenzeitlich ergangenen Rechtsprechung des BFH, 
nach welcher der Unterschiedsbetrag bereits bei den Eltern im Jahr ihres 
Ausscheidens aus der Schifffahrtsgesellschaft gewinnerhöhend hätte aufgelöst 
werden müssen, der Boden entzogen und die bisherige langjährige 
Verwaltungspraxis gesetzlich verankert worden. 
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Entscheidung des BFH 
Während das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht die Klage abgewiesen und 
die gesetzlich angeordnete Rückwirkung der Neuregelung als verfassungsgemäß 
beurteilt hatte (siehe unseren Blogbeitrag), legte der BFH diese Frage dem 
BVerfG zur Entscheidung vor.  
Nach Ansicht des BFH verstößt die Neuregelung gegen das 
verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot. Es liege eine echte Rückwirkung vor, 
die verfassungsrechtlich durch keine der bislang vom BVerfG anerkannten 
Fallgruppen gerechtfertigt sei. Insbesondere habe der Gesetzgeber nicht 
zulässigerweise eine Rechtslage rückwirkend festgeschrieben, die vor einer 
Rechtsprechungsänderung einer gefestigten Rechtsprechung und einheitlichen 
Rechtspraxis entsprochen habe. Zwar habe es über einen langen Zeitraum eine 
einheitliche Verwaltungspraxis gegeben, die bei unentgeltlichen Übertragungen 
inhaltlich der jetzt rückwirkend in Kraft gesetzten Neuregelung entspreche. Diese 
Auffassung der Finanzverwaltung sei aber zu keinem Zeitpunkt von der 
Rechtsprechung geteilt worden. 
Unerheblich sei, ob die Klägerin aufgrund der veröffentlichten 
Verwaltungsmeinung (ggf.) nicht darauf habe vertrauen können, die 
Unterschiedsbeträge nicht versteuern zu müssen. Denn verfassungsrechtlich sei 
das Vertrauen des Steuerpflichtigen in die Verlässlichkeit der durch den 
Gesetzgeber geschaffenen und in die durch die Gerichte für richtig erkannte 
Rechtslage schutzwürdig, nicht aber ein Vertrauen in die veröffentlichte 
Verwaltungsauffassung. 
Wollte man dies anders sehen, könnte die Finanzverwaltung die 
Gesetzesauslegung stark vorprägen und die nach der Verfassung allein den 
Gerichten anvertraute rechtsprechende Gewalt inhaltlich nachhaltig beschneiden. 
Denn der Gesetzgeber könnte in derartigen Fällen eine ihm nicht genehme 
Auslegung eines Gesetzes durch die Rechtsprechung auch mit echter 
Rückwirkung im Sinne der Rechtsauffassung der Finanzverwaltung ändern. 
Hinweis 
Das Finanzgericht Hamburg vertritt eine andere Rechtsauffassung als das 
Schleswig-Holsteinisches Finanzgericht und hatte die Frage bereits dem BVerfG 
vorgelegt, siehe unseren Blogbeitrag. 
Fundstelle 
BFH, Vorlagebeschluss vom 19. Oktober 2023 (IV R 13/22), veröffentlicht am 1. 
Februar 2024, vgl. die Pressemitteilung 007/24. 
 
Unionsrechtmäßigkeit der Fondsbesteuerung nach dem InvStG 2004 
Ein nach luxemburgischem Recht errichteter Fonds für gemeinsame Anlagen 
(fonds commun de placement) in der Ausgestaltung eines spezialisierten 
Anlagefonds (fonds d'investissement spécialisé) kann als Zweckvermögen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 5 des Körperschaftsteuergesetzes zu qualifizieren sein 
und mit seinen inländischen Einkünften der beschränkten 
Körperschaftsteuerpflicht unterliegen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236216/verfassungsmaessigkeit-des-in-52-abs.-10-satz-4-estg-enthaltenen-anwendungsbefehls-welcher-die-anwendung-des-5a-abs.-4-satz-5-bis-7-estg-fuer-alle-wirtschaftsjahre-nach-dem-31.-dezember-1998-regelt/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236208/bverfg-vorlage-zur-verfassungswidrigkeit-der-rueckwirkung-von-neuregelungen-zum-unterschiedsbetrag-bei-der-tonnagesteuer/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410010/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/tonnagebesteuerung-vorlage-an-das-bverfg-zur-frage-der-verfassungsmaessigkeit-der-rueckwirkenden-besteuerung-bei-unentgeltlicher-rechtsnachfolge/
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Sachverhalt 
Bei dem Streitfall handelt es sich um das Verfahren, das Gegenstand des 
Vorabentscheidungsersuchens des Senats an den Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) vom 18.12.2019, I R 33/17 (siehe unseren Blogbeitrag) und des 
sich anschließenden EuGH-Urteils L Fund vom 27.04.2023, C-537/20 (siehe 
unseren Blogbeitrag) gewesen ist. 
In dem Verfahren klagte der Subfonds eines nach Luxemburger Recht errichteter 
geschlossener Immobilienfonds in der Rechtsform eines fonds commun de 
placement (FCP), ausgestaltet als spezialisierter Anlagefonds (fonds 
d´investissement spécialisé, -SIF-), mit Einkünften aus der Vermietung und der 
Veräußerung inländischer Immobilien auf Gewährung der Steuerbefreiung nach § 
11 Abs. 1 Satz 2 Investmentsteuergesetz (InvStG). Der Kläger hat zwei 
institutionelle Anleger, die weder ihren Sitz noch ihre Geschäftsleitung in 
Deutschland haben. Verwaltet wird der Fonds durch eine 
Managementgesellschaft mit Sitz in Luxemburg. Der Kläger verwies auf eine 
Diskriminierung beschränkt steuerpflichtiger Investmentfonds. In dem Verfahren 
ist darüber hinaus die Körperschaftsteuersubjektfähigkeit des Klägers strittig. 
Das Finanzgericht Münster hatte zum einen die inländische Steuerpflicht bejaht 
und einen Verstoß gegen die Kapitalverkehrsfreiheit verneint. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Nach den Maßstäben des innerstaatlichen Rechts unterliegt der Kläger der 
beschränkten Körperschaftsteuerpflicht. Dem Kläger ist jedoch aus 
unionsrechtlichen Gründen die Steuerbefreiung gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 des 
Investmentsteuergesetzes in der in den Streitjahren geltenden Fassung (InvStG 
2004) zu gewähren. 
Die Voraussetzungen für die Anwendung der in § 11 Abs. 1 Satz 2 InvStG 2004 
enthaltenen Steuerbefreiung zugunsten des Klägers sind nach dem Wortlaut der 
Vorschrift zwar nicht erfüllt. Denn danach ist nur das in Satz 1 der genannten 
Regelung angesprochene inländische Sondervermögen von der 
Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit. 
Allerdings hat der für die Auslegung des Unionsrechts zuständige EuGH mit dem 
aufgrund des Vorlagebeschlusses des Senats im Rahmen des vorliegenden 
Verfahrens ergangenen Urteil L Fund vom 27.04.2023, C-537/20 entschieden, 
dass Art. 63 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union i.d.F. 
des Vertrags von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische 
Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft -AEUV- (Amtsblatt der Europäischen Union 2008, Nr. C 115, 47) 
dahin auszulegen ist, dass er den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
entgegensteht, nach denen gebietsfremde Spezialimmobilienfonds für 
Immobilieneinkünfte, die sie auf dem Staatsgebiet dieses Mitgliedstaats beziehen, 
teilweise körperschaftsteuerpflichtig sind, gebietsansässige 
Spezialimmobilienfonds hingegen von dieser Steuer befreit sind. 
Damit ist dem Kläger aus unionsrechtlichen Gründen die Steuerbefreiung des § 
11 Abs. 1 Satz 2 InvStG 2004 einzuräumen. Entgegen der Auffassung des BMF 
kann die Gewährung der Steuerbefreiung nicht von der Voraussetzung abhängig 
gemacht werden, dass es zu einer mit inländischen Strukturen vergleichbaren 
Anlegerbesteuerung kommt. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228162/update-eugh-vorlage-zur-unionsrechtmaessigkeit-der-fondsbesteuerung-nach-dem-invstg-2004/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/237022/update-eugh-unterschiedliche-fondsbesteuerung-nach-dem-invstg-2004-nicht-mit-unionsrecht-vereinbar/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Gemessen an der Vorabentscheidung des EuGH kann kein Zweifel bestehen, 
dass der EuGH den Ausschluss des Klägers von der Steuerbefreiung des § 11 
Abs. 1 Satz 2 InvStG 2004 als einen Verstoß gegen die unionsrechtlich verbürgte 
Kapitalverkehrsfreiheit erachtet hat. Die dagegen gerichteten Einwendungen des 
BMF bleiben ohne Erfolg. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 11. Oktober 2023 (I R 23/23 (I R 33/17)), veröffentlicht am 1. 
Februar 2024. 
 
 

Terminplaner 
  
Aktuelles zum LkSG – Good Practices 
und Lessons Learned 
Webcast, 29.2. und 28.03.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/LkSG
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410009/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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